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Text 

Sonderregelungen für bundesweite Zulassungen 

§ 28d. (1) Personen und Personengesellschaften desselben Medienverbundes dürfen denselben Ort 
des Bundesgebietes, abgesehen von technisch unvermeidbaren Überschneidungen (spill over) im Wege 
einer bundesweiten Zulassung nur einmal versorgen. 

(2) Eine bundesweite Zulassung berechtigt zur Veranstaltung eines bundesweit einheitlichen 
Vollprogramms mit einer Mindestdauer von 14 Stunden täglich. Sendeausstiege aus dem bundesweiten 
Programm für die Ausstrahlung von Werbung und Informationssendungen sind 

 1. nur bis zu einer Dauer von maximal 10 vH der täglichen Sendezeit und 

 2. jeweils nur für alle Übertragungskapazitäten innerhalb eines Bundeslandes oder innerhalb zwei 
oder mehrerer Bundesländer 

zulässig. 

(3) Auf bundesweite Zulassungen finden - soweit in diesem Bundesgesetz nicht andere Regelungen 
getroffen werden - die §§ 3 Abs. 5 und 6, § 16 Abs. 2 zweiter Satz und § 17 Abs. 1 keine Anwendung. § 7 
findet mit der Maßgabe Anwendung, dass eine bundesweite Zulassung nur an Kapitalgesellschaften erteilt 
werden kann. Die Erteilung einer bundesweiten Zulassung zum Zweck des Betriebs eines 
Informationssenders für Soldaten (§ 8 Z 1) ist ausgeschlossen. 

(4) Nach rechtskräftiger Erteilung einer bundesweiten Zulassung können Inhaber bestehender 
Zulassungen zur Veranstaltung von terrestrischem Hörfunk, wenn der Zulassungsinhaber seit mindestens 
zwei Jahren seinen Sendebetrieb ausgeübt hat, zugunsten der Erweiterung des bisherigen 
Versorgungsgebietes einer bundesweiten Zulassung ihre Zulassung auf den Inhaber der bundesweiten 
Zulassung übertragen. § 3 Abs. 4 findet keine Anwendung. Die Regulierungsbehörde hat dazu die 
bundesweite Zulassung bei unveränderter Zulassungsdauer dahingehend abzuändern, dass unter 
Berücksichtigung des § 10 Abs. 2 jene Übertragungskapazitäten zugeordnet werden, die bisher von der 
übertragenen Zulassung umfasst waren. 

(5) Behebt der Verwaltungs- oder Verfassungsgerichtshof eine Entscheidung über die Zuordnung 
von Übertragungskapazitäten, die Gegenstand einer Übertragung zugunsten einer bundesweiten 
Zulassung waren und sinkt dadurch der Versorgungsgrad der bundesweiten Zulassung unter 60 vH der 
österreichischen Bevölkerung (§ 28b Abs. 1), so bleibt die bundesweite Zulassung nach Ausspruch der 
Regulierungsbehörde über die von der Aufhebung nicht betroffenen, verbleibenden 
Übertragungskapazitäten unberührt. Betrifft die Aufhebung eine Entscheidung über die Erweiterung oder 
Verbesserung eines Versorgungsgebietes, so sind zudem die betreffenden Übertragungskapazitäten 
gemäß § 13 Abs. 2 neu auszuschreiben. Sinkt der Versorgungsgrad der bundesweiten Zulassung aus vom 
Zulassungsinhaber zu vertretenden Gründen unter diese Grenze, so hat die Regulierungsbehörde das 
Verfahren zum Entzug der Zulassung einzuleiten. 


